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PRÄSIDENT TESAR (um 14 Uhr):  Ich er- 
öffne die Sitzung. Das Protokoll der letzten 
Sitzung ist gescliäftsordnungsmäßig aufge- 
legen; es ist unbeanstandet geblieben, dem- 
nach als genehmigt zu betrachten. 

Von der heutigen Sitzung haben sich ent- 
schuldigt: Landeshauptmann Dr. h. c. Dip1.- 
I ng. Figi, Landesrat Hilgarth, Abg. Schlegl, 
Abg. Schwarzott, Abg. Dr. Litschauer, Abg. 
Peyerl und Abg. Rohata. 

Ich ersuche um Verlesung des Einlaufes. 

SCHRlFTFUHRER ( l ies t ) .  
Vorlage der Landesregierung, betreffend 

die Rechiiuiigsabschlüsse und Verwendungs- 
nachweise der nö. Landes-Landwirtschafts- 
kammer über die in den Jahren 1959, 1960 
und 1961 zur Verfügung gestellten Landes- 
kulturförderungsbeiträge. 

Ersuchen der Bezirkshauptrnannschaft Wie- 
ner Neustadt, Z1. 111-C-411963, vom 5. Februar 
1963, um Zustimmung zur verwaltungsstraf- 
rechtlichen Verfolgung des Landtagsabgeord- 
neten Hans Czidlik wegen Verdachtes der 
Ubertretung nach 3 86 Abs. 2 des Kraftfahr- 
gesetzes 1955. 

Vorlage der Landesregierung, betreffend 
den Gesetzentwurf, mit dem das Gesetz über 
das Verbot des Betriebes von Geldspielauto- 
maten abgeändert wird. 

Antrag der Abg. Anderl, Dr. Litschauer, 
Sigmund, Körner, Hechenblaickner, Mond1 
und Genossen, betreffend die Erstellung 
eines Terminplanes für die öffentliche Bau- 
tätigkeit. 

Antrag der Abg. Fuchs, Wondrak, Dr. Lit- 
schauer, Wehrl, Wiesmayr, Peyerl, Hechen- 
blaickner, Czidlik und Genossen, betreffend 
Maßnahmen zur Behebung wirtschaftlicher 
Schwierigkeiten in Niederösterreich. 

PRASIDENT TESAR (nach Zuweisung des 
Einlaufes an die zuständigen Ausschüsse): 
Bevor wir in die Beratungen der Tagesord- 
nung eingehen, gedenken wir des Todes 
Oskar Helmers. 

Hohes Haus! (Die Anwesenden irn Sude  
erheben sich von ihren Plätzen.) Wieder hat 
der 'Tod einen der besten Söhne des Landes 
Niederösterreich hinweggerafft. Am 13. Fe- 
bruar 1963 ist Bundesminister a. D. Oskar 
Helmer nach schwerem Leiden unerwartet 
rasch von uns gegangen. 

Oskar Helmer war seit 1919 Abgeordneter 
des Landtages von Niederösterreich, seit dem 
Jahre 1921 Mitglied der niederösterreichi- 
schen Landesregierung und vom 20. Mai 1927 
bis 1934, sowie vom Mai 1945 bis 13. Dezem- 
ber 1945 Landeshauptmannstellvertreter. Er 
hat in diesen langen Jahren seine ganze Kraft 
in den Dienst des Landes Niederösterreich 
gestellt . 

Wenngleich sich der Verewigte in seiner 
späteren verantwortungsvollen Tätigkeit als 
Bundesminister für Inneres bleibende Ver- 
dienste um ganz Usterreich erworben hat, 
wird sein Wirken in seinem Heimatlande 
Niederösterreich stets besonders hoch gehal- 
ten werden. 

Ich danke Ihnen für die Trauerkundge- 
bung und werde diese dem Protokoll einver- 
leiben lassen. 

(Die Anwesenden nehmen wieder ihre 
Plätze ein.) 
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Wir gelangen zur Beratung der Tagesord- 
nung. 

Ich ersuche den Herrn Abg. Cipin, die Ver- 
handlung zur Zahl 454 einzuleiten. 

Berichterstatter ABG CIPIN: Hohes Haus! 
Tch habe über die Mitteilung der Landes- 
amtsdirektion vom 25. Jänner 1963, Z1. LAD 
214-1963, betreffend Abberufung des aus dem 
Landesdienst ausgeschiedenen Vorstandes 
des Kontrollamtes für das Land Niederöster- 
reich, Hofrat Ludwig Bochdansky, und Neu- 
bestellung seines Nachfolgers, zu berichten. 
Der Verfassungsausschuß hat diese Vorlage 
behandelt und eingehend beraten. Ich lege 
daher namens des Verfassungsausschusses 
dem Hohen Hause folgenden Antrag vor 
(liest): 

„Der Hohe Landtag wolle beschließen: 
1.  Der aus dem Landesdienst ausgeschie- 

dene Vorstand des Kontrollamtes für das 
Land Niederösterreich, Hofrat Ludwig Boch- 
dansky, wird als Vorstand des Kontrollamtes 
abberufen. 

Aus diesem Anlaß wird ihm für seine 
langjährige verdienstvolle Tätigkeit in dieser 
Stellung der Dank und die Anerkennung des 
Landtages ausgesprochen. 

2. Als sein Nachfolger wird Regierungsrat 
Josef Waldliütter bestellt." 

Ich bitte den Herrn Präsidenten, die De- 
batte zu eröffnen und die Abstimmung vor- 
zunehmen. 

PRÄSIDENT TESAR: Ich eröffne die De- 
batte. Zum Wort ist Herr Präsident Wondrak 
gemeldet. 

ABG. WONDRAK: Hoher Landtag! Erst 
vor wenigen Wochen hat der Landtag von 
Niederösterreich den Obmann des Finanz- 
kontrollausschusses gewählt. Damals ist es 
zu einer Diskussion gekommen, in deren 
Verlauf in grundsätzlichen Fragen zwei ver- 
schiedene Auffassungen zutage traten. Wir 
Sozialisten sind der Meinung, daß in einer 
Demokratie, dort, wo Kontrollen und Wber- 
Prüfungen vorgesehen sind, diese von der 
Minderheit durchgeführt werden müssen. 
Wir sind nicht nur deswegen dieser Meinung, 
weil dies in allen Demokratien eine Selbst- 
verständlichkeit ist, sondern auch weil es 
jeder Mehrheit recht sein sollte, daß die 
Opposition prüft, um die Korrektheit und 
Gesetzmäßigkeit in der Verwaltung absolut 
zu gewährleisten. Die Mehrheit dieses Hauses 
hat jedoch eine andere Auffassung vertreten. 
Wir haben festgestellt, daß keineswegs die 
Person, sondern ausschließlich sachliche 
Gründe für die Wahl des Obmannes des 

Finanzkontrollausschusses maßgebend sein 
müssen. Die Mehrheit hat damals einen Ver- 
treter ihrer eigenen Partei zum Obmann ge- 
wählt. Nun haben wir heute in der gleichen 
Materie eine zweite Entscheidung zu treffen. 
Es geht um die Wahl des Vorstandes des 
Kontrollamtes. Wir können nicht davon aus- 
gehen, daß die Bestellung von Beamten des 
Landes Niederösterreich ein souveränes, un- 
bestrittenes Recht der Landesregierung ist, 
und zwar mit einer einzigen Ausnahme, wo 
bei der Bestellung des Landesamtsdirektors 
die Zustimmung der Bundesregierung erfor- 
derlich ist. Bei der Wahl des Obmannes des 
Finanzkontrollausschusses und des Vorstan- 
des des Kontrollamtes ist vielmehr in der 
Verfassung eine Ausnahme gesetzt. Hier ist 
die Bestellung der gesetzgebcnden Körper- 
schaft selbst übertragen. Das beweist ganz 
deutlich, daß hier grundsätzlich ein Unter- 
schied gegenüber der Besetzung von nor- 
malen Beamtenposten gemacht wurde. Wir 
bedauern, daß unsere berechtigte Forderung, 
den Posten des Vorstandes des Kontroll- 
amtes mit einem von uns vorgeschlagenen 
Kandidaten zu besetzen, im Verfassungsaus- 
schuß nicht die Zustimmung der Mehrheits- 
fraktion gefunden hat. Es ist daher verständ- 
lich, da& wir uns genötigt sehen, in diesem 
Hohen Hause vor aller Öffentlichkeit zu er- 
klären, daß für uns mit der Beschlußfassung 
des von1 Herrn Berichterstatter vorgelegten 
Antrages, der in1 Verfassungsausschuß auf 
Grund des Beschlusses der Mehrheitspartei 
zustande kam, die Akten nicht geschlossen 
sind. Wir werden nach wie vor unsere Auf- 
fassung vertreten und sind überzeugt, daß 
sie sich früher oder später durchsetzen wird, 
so daß die Kontrollorgane des Landtages, 
diese beiden wichtigen Funktionen, nämlich 
der Obmann des Finanzkontrollausschusses 
iind der Kontrollamtsdirektor, der Opposi- 
tion zuerkannt werden. Sie können hier, so 
wie im Verfassungsausschuß, abstimmen und 
beschliefien. Aber wir glauben nicht, daß da- 
mit dem Ansehen des Landes und der Zu- 
sammenarbeit in Niederösterreich ein guter 
Dienst erwiesen wird. (Beifall bei der SPU.)  

PRÄSIDENT TESAR: Zum Wort gelangt 
der Herr Abg. Dip1.-Ing. Hirmann. 

ABG. D1PL.-ING. HIRMANN: Hohes Haus! 
Der erste Teil der Ausführungen des Herrn 
Präsidenten Wondrak ist nicht neu gewesen. 
Schon bei der Wahl des Obmannes des Fi- 
rianzkontrollausschusses wurden diese Argu- 
inente vorgebracht, aber schon damals waren 
sie nicht neu. Wir haben sie in diesem Hause 
schon des öfteren gehört, allerdings von der 
äußersten Linken, als die Abgeordneten der 
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Kommunistischen Partei und die Linkssozia- 
listen immer wieder verlangten, es müßte 
die Kontrolle der Opposition zustehen. Nun, 
meine sehr geehrten Herren von der sozia- 
listischen Fraktion, wenn damals diese Aus- 
führungen eine gewisse Berechtigung halten 
- sie waren damals wirklich die Opposition 
gegen beide Parteien -, so stimmt es in die- 
sem Falle nicht. Wohl sind Sie in diesem 
Hause die Minderheit, aber Opposition? Sind 
Sie es wirklich? Wurde nicht der größte 
Teil der Gesetze, die hier zur Beschlußfas- 
sung kamen, mit Ihren Stimmen beschlossen? 
Wie sieht es in der Regierung aus? (Zwi- 
schenruf SPö: Es geht um die Verwaltung!) 
Sind Sie von der Regierung ausgeschaltet 
oder verwalten Sie nicht ganz beträchtliche 
Teile dcssen, was das Land zu verwalten 
hat? Soll sich die Kontrolle nur auf jene 
Referate erstrecken, die wir, die ÖVP, ver- 
walten, und sollen Ihre Referate von einer 
anderen Opposition, in diesem Falle von der 
ÖVP, kontrolliert werden? Das mag vielleicht 
zur Zeit, als die Kommunisten hier waren, 
eine gewisse Berechtigung gehabt haben. So- 
viel ich weiß, hat der Finanzkontrollausscliuß 
damals wirklich die Kontrolle so durchge- 
führt, daß jeweils die Mitglieder der betref- 
fenden Partei Fehler und Mängel suchten, 
die die anderen gemacht haben, um sie dann 
nicht nur abzustellen, sondern vielmehr poli- 
tisch auszuschlachten. Seit unser Freund 
Hilgarth als Obmann des Finanzkontrollaus- 
schusses fungiert, ist eine ganz andere Me- 
thode eingetreten. Ich glaube, man kann 
ruhig sagen, von diesem Zeitpunkte an war 
es eine Kontrolle durch den gesunden Men- 
schenverstand. Ich rufe Sie als Zeugen auf, 
meine Herren Kollegen von der sozialisti- 
schen Fraktion, die Sie im Finanzkontroll- 
ausschuß waren. Haben wir nicht bei fast 
allen Kontrollen, die sich im überwiegenden 
Maße mit Referaten der ÖVP befaßt haben, 
einverständlich dieses oder jenes festgestellt? 
Haben sich nicht immer unsere Blicke ge- 
troffen, wenn wir draußen dieses oder jenes 
feststellen mußten, wo man sagen mußte, 
mit dem gesunden Menschenverstand ist es 
nicht zu begreifen? Ich erinnere mich, als 
wir eine Einschaukontrolle in der Landes- 
heil- und Pflegeanstalt Gugging durchführten, 
waren wir nur dort nicht einer Meinung, ob 
Bilder, die im Speiseraum waren, etwas mit 
Kunst oder mit Narretei zu tun haben. Das 
war das einzige Mal, wo wir verschiedener 
Ansicht waren! Ich bin überzeugt, daß wir 
für die Tätigkeit unter Kollegen Hilgarth 
wirklich aufrichtig danken müssen. 

Neu, meine Damen und Herren des Hohen 
Hauses, ist allerdings eine Aufforderung, die 
heute Präsident Wondrak vorgebracht hat, 
daß, wenn der Obmann der einen Partei an- 
gehört, der beamtete Vorstand des belref- 
fenden Amtes der anderen Partei angehören 
soll. (Abg. Rösch: Ein Vorschlag!) Das ist 
dasselbe. (Abg. Rösch: Für Sie!) Sie werden 
kaum jemand vorschlagen, der Ihnen nicht 
politisch nahesteht. (Abg.  Graf: Sie auch 
nicht!) Sicherlich nicht. Aber in der Haupt- 
sache hat immer wieder die Fähigkeit des 
Betreffenden den Ausschlag zu geben; und in 
diesem Falle, davon sind wir überzeugt, wird 
der Vorgeschlagene in jeder Hinsicht die an 
ihn gestellten Aufgaben voll und ganz un- 
parteiisch erfüllen. Deswegen werden Sie 
verstehen, daß wir Ihre Argumentation nicht 
annehmen können und daß wir daher selbst- 
verständlich für den Antrag des Berichter- 
statters stimmen werden. (Beifall bei der 
öVP.) 

PRÄSIDENT TESAR: Zum Wort gelangt 
Herr Abg. Präsident Wondrak. 

ABG. PRÄS. WONDRAK: Hohes Haus! Es 
Ware verlockend, auf das politische Plät- 
schern meines sehr geschätzten Vorredners 
einzugehen. (Abg. Stangleu: Das ist eine Un-  
MöfZickkezt ohnegzeichen!) Herr Kollege Hir- 
mann gilt als einer der vorsichtigsten und 
als sehr zuruckhaltender Redner, aber heute 
hat er sicherlich danebengeschlagen. Es geht 
nicht darum, daß wir hier Ansprüche stellen, 
die nicht recht zu begründen sind, oder daß 
wir damit eine rein politische Absicht ver- 
folgen. Ich werfe den Ball nicht zurück, 
sonst müßte ich sagen, das muten Sie uns 
zu! Aber Sie beweisen es mit der Bestellung 
des Obmannes des Finanzkontrollausschus- 
ses und jetzt wieder mit der Bestellung des 
Leiters, daß Sie rein vom politischen Ge- 
sichtspunkt aus diese Frage angepackt haben 
und auch entscheiden lassen wollen. Es geht 
meines Dafürhaltens gar nicht darum, daß 
in der Vergangenheit bei den einzelnen Uber- 
Prüfungen und Kontrollen immer eine ein- 
vernehmliche Auffassung zustande gekom- 
men ist. Ich bin überzeugt, daß auch der 
jetzige Obmann des Finanzkontrollausschus- 
ses sich sehr bemühen wird, objektive Be- 
richte dem Landtag vorzulegen. Ich bin über- 
zeugt - ich kenne den zu wählenden Beam- 
ten nicht -, daß auch er sein Bestes tun 
wird. Aber wenn Sie überzeugt sind, daß Sie 
das Richtige unparteiisch treffen werden, 
müssen Sie uns zubilligen, daß wir Sozia- 
listen das gleiche tun können. Es ist meines 
Erachtens völlig unrichtig, wenn Sie sagen, 
nachdem wir auf Grund der Verfassung mit 

. 
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in der Regierung sitzen, daß man nun die 
Sache so aufziehen soll, ob der eventuell ge- 
wählte sozialistische Obmann des Finanz- 
kontrollausschusses dann nur die von der 
OVP verwalteten Regierungsämter überprü- 
fen wird. Das ist zu seicht, in einer solchen 
Weise kann man nicht argumentieren. Abg. 
Hirmann weiß sehr genau, daß man bemüht 
ist, bei den Berichten eine einheitliche Stili- 
sierung zu finden, eine Formulierung, die 
den einzelnen Nuancierungen weitestgehend 
gerecht wird. Ich glaube, es kann mit solchen 
Reden nicht zum Verschwinden gebracht 
werden, daß Sie, meine Herren von der 
Mehrheit, hier eine einseitige politische Tat 
setzen. Das wollte ich nur feststellen, und ich 
glaube nicht, daß es gut ist, daß, wenn es 
gilt, die Verantwortung für ein Bundesland 
zu tragen, man glaubt, daR nur eine Partei - 
in diesem Falle die öVP - alle Möglich- 
keiten mitbringt, während die andere Partei 
dazu gar nicht fähig ist. Es ist unbestreitbar, 
daß eben der Minoritätspartei das Recht der 
Kontrolle überall zusteht, wo echte Demo- 
kratie herrscht. (Abg. Stangler: Auch in 
Wien?) Auch in Wien. Dort ist ein anderes 
System. (Abg. Stangler: Es  gibt kein Sy- 
stem!) Sie reden so gern von Wien. Schauen 
Sie sich das blühende Wien an und lassen 
Sie Wien in Ruhe. Gerade wir Niederöster- 
reicher sind glücklich, daß wir die Millionen- 
Stadt vor uns haben. Wenn man sich hier 
mit den Leistungen auseinandersetzen würde, 
ich weiß nicht, wie wir abschneiden würden. 
Der Ausdruck Wien, meine Kollegen auf der 
drübereii Seite, paßt da gar nicht her. Es ist 
Ihnen sehr unangenehm, daß wir feststellen, 
daß Sic sich selbst kontrollieren wollen. Die 
öffenilichkeit wird dann sagen, sicher haben 
sie etwas zu verbergen. (Lebhafter Beifall 
bei der SPO.)  

PRÄSIDENT TESAR: Die Rednerliste ist 
erschöpft. Ich ersuche den Herrn Bericht- 
erstatter, Punkt 1 zur Verlesung zu bringen, 
da eine getrennte Abstimmung vorgenom- 
men wird. 

Berichterstatter ABG. CIPIN: Der Antrag 
des Verfassungsausschusses, Punkt 1, lautet 
( l ies i )  : 

,,Der Hohe Landtag wolle beschließen: 
1. Der aus dem Landesdienst ausgeschie- 

dene Vorstand des Kontrollamtes für das 
Land Niederösterreich, Hofrat Ludwig ßocli- 
dansky, wird als Vorstand des Kontroll- 
amtes abberufen. 

4us diesem Aiilaß wird ihm für seine lang- 
jährige verdienstvolle Tätigkeit in dieser 

Stellung der Dank und die Anerkennung des 
Landtages ausgesprochen." 

PRÄSIDENT TESAR: Ich bitte jene Mit- 
glieder des Hauses, welche für Punkt 1 des 
Antrages des Verfassungsausschusses stim- 
men wollen, die Hand zu erheben. 

(Nach Abstimmung): A n g e n o m m e n. 
Ich schließe mich dem Dank des Hohen 

Hauses an Hofrat Ludwig Bochdansky an 
arid wünsche ihm in seinem wohlverdienten 
Kuhestaiid vor allem beste Gesundheit. 

Ich ersuche nun den Herrn Berichterstat- 
ter, Punkt 2 zur Verlesung zu bringen. 

Berichterstatter ABG. CIPIN: Der Antrag 
des Verfassungsausschusses, Punkt 2, lautet 
(liest): 

„Als sein Nachfolger wird Regierungsrat 
Josef Waldhütter bestellt." 

PRÄSIDENT TESAR: Ich bitte jene Mit- 
glieder, welche fiir Punkt 2 des Antrages des 
Verfassuiigsausschusses stimmen wollen, die 
Hand zu erheben. 

(Nach Abstimmung): Mit Mehrheit a n  g e- 
n o  m m e n .  

Ich ersuche Herrn Abg. Schöberl, die Ver- 
handlung zur Zahl 427 einzuleiten. 

Berichterstatter ABG. SCHöBERL: Hoher 
Landtag! Ich habe namens des Finanzaus- 
Schusses über die Vorlage der Landesregie- 
rung, betreffend den Gesetzentwurf über all- 
gemeine Bestimmungen und das Verfahren 
fiir die von den Abgabenbehörden des Landes 
und der Gemeinden verwalteten Abgaben 
( niederösterreichische Abgabenordnung - 
nö. AO.), zu berichten. 

Als im Jahre 1925 durch die Verwaltungs- 
verfahrensgesetze eine zusammenfassende 
Neuordnung des allgemeinen Verwaltungs- 
verfahi ensrechtes geschaffen wurde, war für 
das Abgabenverfahren eine Sonderregelung 
in Aussicht genommen worden. Es verblieb 
jedoch zunächst bei den in verschiedenen ein- 
schlägigen Gesetzen verstreuten und unein- 
heitlicheii Verfahrensvorschriften des Bun- 
des und der Länder. Die Eingliederung öster- 
reichs in das Deutsche Reich brachte durch 
die Einführung reichsrechtlicher Abgaben- 
vorschrif ten, so insbesondere der Reichs- 
abgabenordnung und des Steueranpassungs- 
gesetzes, eine einheitliche Regelung des 
Abgabenverfahrensrechtes für die Reichs- 
steuern und die von den Behörden der 
Reichsfinanzverwaltung zu erhebenden Ab- 
gaben sonstiger Körperschaften. Diese reichs- 
rechtlichen Abgabenverfahrensvorschriften 
wurden im wesentlichen durch das Rechts- 
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Oberleitungsgesetz, StGBl. Nr. 611945, und 
durch das Gesetz über die Anwendung der 
Vorschriften über die öffentlichen Abgaben, 
StGBl. Ni-. 12/1945, als Bestandteil der öster- 
reichischen Rechtsordnung vorläufig jn Wirk- 
samkeit belassen. Damit galt zwar für den 
Bereich der Bundesabgaben und der durch 
die Abgabenverwaltung des Bundes eingeho- 
benen Abgaben der übrigen Gebietskörper- 
schaften weiterhin einheitliches Verfahrens- 
recht, es fehlte jedoch noch immer an einer 
einheitlichen Regelung des Verfahrens für 
die Erhebung der dbrigen Abgaben. 

Da die reichsrechtlichen Vorschriften in 
mehrfacher Hinsicht nicht den Grundsätzen 
und den Einrichtungen der österreichischen 
Verwaltung entsprachen, erwies sich die 
Schaffung eines alle öffentlichen Abgaben 
umfassenden osterreichischen Verfahrens- 
rechtes als notwendig. Bei dem Umfang und 
der Schwierigkeit des Rechtsstoffes und der 
in mancher Hinsicht anders gearteten Orga- 
nisation österreichischer Abgabenbehörden 
konnte aber die Neuordnung nicht in einem 
Zug, sondern nur auf einigen Teilgebieten, 
wo sie besonders vordringlich war, vorge- 
nommen werden. So wurde unter Aus- 
nutzung der sogenannten Bedarfsgesetzge- 
bung des Bundes (Art. 11 Abs. 2 B-VG.) ein 
für Bund, Länder und Gemeinden einheitlich 
geltendes Abgabenverfahrensrecht durch das 
Bundesgesetz, betreffend Zustellungen im Be- 
reich der AbgabenVerwaltung, BGB1. Nr. 59/ 
f949, das Abgabenrechtsmittelgesetz, BGBl. 
Nr. 601’1949, das Abgabeneinhebungsgesetz, 
BGBl. Nr. 103/1949, und schließlich die Ab- 
gabenexekutionsordnung, BGB1. Nr. 104/1949, 
geschaffen. Diese Gesetze wurden zum Teil 
novelliert, das Abgabeneinhebungsgesetz im 
BGBl. Nr. 8711951 wiederverlautbart. 

Durch die Bundesabgabenordnung, BGBl. 
Nr. 194/1961, die neben materiellrechtlichen, 
den Abgaben gemeinsamen Bestimmungen 
eine dem Allgemeinen Verwaltungsverfah- 
rensgese tz 1950 vergleichbare eingehende Re- 
gelung des Abgabenverfahrensrechtes ent- 
halt, wurden unter anderem die Reichsab- 
gabenordnung, das Gesetz betreffend Zustel- 
lungen im Bereich der Abgabenverwaltung, 
das Abgabenrechtsmittelgesetz und das Ab- 
gabeneinhebungsgesetz 1951 für ihren ge- 
samten Anwendungsbereich, damit auch für 
den Abgabenbereich der Länder und Gemein- 
den, aufgehoben. Gründe verfassungsrecht- 
licher und gesetzestechnischer Natur bewo- 
gen den Bundesgesetzgeber, den Geltuiigs- 
bereich der Bundesabgabenordnung auf die 
von den Abgabenbehörden des Bundes ver- 
walteten Abgaben zu beschränken und somit 

auf das ihm gemäß Art. 11 Abs. 2 B-VG. zu- 
stehende Recht zur Erlassung einheitlicher 
Verfahreiisvorschriften auch hinsichtlich je- 
ner Abgabenangelegenheiten, in denen die 
Gesetzgebung den Ländern zusteht, zu ver- 
zichten. Für die Länder ergibt sich sohin die 
Notwendigkeit, das Abgabenverfahren für 
ihren Bereich landesgesetzlich zu regeln. 
Der Nationalrat hat anläßlich der Beschluß- 
fassung der Bundesabgabenordnung in einer 
Entschließung empfohlen, die Bundesabga- 
benordnung tunlichst als Ganzes für die Ab- 
gabenbereiche der Länder im Wege der 
Landesgesetzgebung zu übernehmen, um 
die erforderliche Vereinheitlichung auf den 
durch die Bundesabgabenordnung geregelten 
Rechtsgebieten für Bund, Länder und Ge- 
meinden zu verwirklichen. Der Bundesrat ist 
aus grundsätzlichen Erwägungen dieser Ent- 
schließung nicht beigetreten. Die Bundes- 
länder sind Übereinstimmend zur Auffassung 
gelangt, daß die vom Nationalrat empfohlene 
Ubernalinie der Bundesabgabenordnung als 
Ganzes unzweckmäßig wäre, weil die Bundes- 
abgabenordnung einerseits zahlreiche Be- 
stimmungen enthält, die ausschließlich auf 
die Erhebung bundesrechtlich geregelter Ab- 
gaben ausgerichtet sind, und andererseits bei 
der Regelung verschiedener Teilgebiete des 
Abgabenverfahrensrechtes auf die Besonder- 
heiten der Landes- und Gemeindeabgaben zu 
wenig Bedacht nimmt. 

Da der nach der Kundmachung der Bun- 
desabgabenordnung, welche am 4. August 
1961 erfolgte, bis zum 1. Jänner 1962 zur 
Verfügung gestandene Zeitraum für die Aus- 
arbeitung einer niederösterreichischen Ab- 
gabenordnung nicht ausreichte, wurde durch 
das Gesetz vom 19. Dezember 1961, LGB1. 
Nr. 464, bestimmt, daß in Angelegenheiten 
der öffentlichen Abgaben des Landes und der 
Gemeinden, soweit diese Abgaben von Or- 
ganen der genannten Körperschaften zu er- 
heben sind, die durch den § 320 Abs. 2 der 
Bundesabgabenordnung mit Wirksamkeit 
voni 1. Jänner 1962 außer Kraft gesetzten 
bundesgesetzlichen Vorschriften im bisheri- 
gen Umfang als landesgesetzliche Vorschrif- 
ten weitergelten. Diese Ubergangsregelung 
knüpfte somit grundsätzlich an den am 
31. Dezember 1961 bestandenen Rechtszu- 
stand an. Die niederösterreichische Abgaben- 
ordnung soll nun diese Ubergangsregelung 
ablösen. 

In der Folge wurde über Wunsch der Bun- 
desländer von deren Vertretern eine Muster- 
Landesabgabenordnung entworfen, die für 
die Abgabenordnungen der einzelnen Länder 
zum Vorbild diente. Ein Großteil der 
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Bestimmungen der Bundesabgabenordnung 
wurde wörtlich übernommen, um der Ent- 
schließung des Nationalrates im Rahmen des 
Zwechinaßigen weitgehend Rechnung zu tra- 
gen. Durch die wörtliche Uberqhme von 
zahlreiclien Bestimmungen der Bundesabga- 
benordnung soll das Gesetzgebungsverfahren 
erleichtert und späterhin die Anwendung der 
auf die Bundesabgabenordnung bezüglichen 
Rechtsprechung des Verfassungs- und Lrer- 
waltungsgerichishofes auf die niederöster- 
reichische Abgabenordnung ermöglicht wer- 
den. 

Durch die Übernahme einzelner Bestim- 
mungen der Bundesabgabenordnung bzw. des 
Finanzstrafgesetzes wird die Mitwirkung von 
Bundesorganen bei der Vollziehung von Lan- 
desangelegenheiten vorgesehen. Für die Ge- 
setzwerdung dieser Bestimmung ist daher die 
Zustimmung der Bundesregierung gemäß 
Art. 97 Abs. 2 B-VG. erforderlich. Sie wird 
fiir die 33 82 Abs. 5, 84, 125, 181 Abs. 2, 238 
und 239 des Entwurfes einzuholen sein. 

Diese Bestimmungen, die bereits in 
der Muster-landesabgabenordnung enthalten 
sind, wurden im Einvernehmen mit Vertre- 
tern der Bundeszentralstellen ausgearbeitet, 
wobei von diesen die Zusicherung gegeben 
:vurde, daß oei wörtlicher Ubernahme dieser 
Forniulierungen mit der Zustimmung gemäß 
Art. 97 Abs. 2 B-VG. gerechnet werden könne. 

Der Gesetzentwurf wurde einer eingehen- 
den Vorbegutachiung durch alle an der An- 
gelegenheit interessierten Stellen einschließ- 
lich der gesetzlichen beruflichen Vertretun- 
gen unierzogen. In der vorliegenden Fassung 
entspricht der Eniwurf, soweit dies mit den 
Zielen einer möglichst einheitlichen Abgaben- 
verfahrensregelung vereinbar erschien, den 
hiebei vorgebrachten Anregungen und Wün- 
schen. 

Abschließend wird bemerkt, daß schon bei 
Ausarbeitung der Bundesabgabenordnung 
dem Grundsatz der Zweckmäßigkeit des 
Verfahrens weitgehend Rechnung getragen 
wurde. Die Vollziehung der niederösterreiclii- 
schen Abgabenordnung, deren Bestimmun- 
gen zum weseiitlichen Teil auf der Bundes- 

- - _  

abgabenordnung beruhen, wird daher keinen 
erhöhten Verwaltungsaufwand verursachen, 
sondern vielmehr verwaltungsvereinfachend 
und einsparend wirken. 

Hohes Haus! Der Finanzausschuß hat sich 
mit dieser Materie eingehend beschäftigt. 
Der Gesetzestext liegt den Mitgliedern des 
Hohen Hauses vor, ich kann mich daher auf 
den Antrag des Finanzausschusses beschrän- 
ken, welcher lautet (liest):  

„Der Hohe Landtag wolle beschließen: 
1. Der vorliegende Gesetzentwurf, betref- 

fend allgemeine Bestimmungen und das Ver- 
fahren für die von den Abgabenbehörden 
des Landes und der Gemeinden verwalteten 
Abgaben ( niederös terreichische Abgabenord- 
nung - nö. AO.), wird genehmigt. 

2 .  Die niederösterreichische Landesregie- 
rung wird beauftragt, das zur Durchführung 
diescs Gesetzesbeschlusses Erforderliche zu 
veranlassen." 

Ich ersuche den Herrn Präsidenten, die 
Debatte einzuleiten bzw. die Abstimmung 
durchzuführen. 

PRÄSIDENT TESAR: Zum Wort ist nie- 
mand gemeldet, wir kommen zur Abstim- 
mung. (Nach  Abstimnzung über den Wort- 
laut des Gesetzes sowie Über den Antrag des 
Finanzaussdzusses): A n g e n o m m e n. 

Somit ist die Tagesordnung der heutigen 
Sitzung erledigt. 

Es werden folgende Ausschüsse sogleich 
nach dem Plenum ihre Nominierungssitzun- 
gen im Herrensaal abhalten: Der Gemein- 
same Bau- und Wirtschaftsausschuß, der 
Landwirtschafisausschuß, der Verfassungs- 
ausschul% und der Wirtschaftsausschuß. Im 
Anscliluß daran wird der Unvereinbarkeits- 
ausschuß zur Wahl eines Obmannstellvertre- 
ters zusammentreten. 

Die nächste Sitzung wird im schriftlichen 
Wege bekanntgegeben werden. 

Die Sitzung isi geschlossen. 
(Schlu/J der Sitzung tun 14 Uhr 33 Mi- 

nuten.) 
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